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Inhalt: Verordnung über Abänderung der Verordnung, betreffend die Reiſekoſten der in Angelegenheiten 
der direkten Staatsſteuern berufenen Kommiſſions und Ausſchußmitglieder, vom 28 Dezember 1910, 
S. 161. — Verordnung über die Rechtsmittel in Reichsſtempel⸗, Wechſelſtempel', Verkehrſteuer⸗ 
Erbſchaftsſteuer⸗ und Kohlenſteuerſachen, S. 162. > 


(Nr. 11692.) Verordnung über Abänderung der Verordnung, betreffend die Reiſekoſten der 
in Angelegenheiten der direkten Staatsſteuern berufenen Kommiſſions- und 
Ausſchußmitglieder, vom 28. Dezember 1910. Vom 26. September 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen auf Grund des § 17 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten 
der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150), des § 78 des 
Einkommenſteuergeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 19. Juni 1906 
(Geſetzſamml. S. 260), des § 51 Abſ. 1 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 


1891 (Geſetzſamml. S. 205) und des § 45 Abſ. 4 des Ergänzungsſteuergeſetzes 


er vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 134), was folgt: 


Der § 2 der Verordnung, betreffend die Reiſekoſten der in Angelegenheiten 
der direkten Staatsſteuern berufenen Kommiſſions⸗ und Ausſchußmitglieder, vom 
28. Dezember 1910 (Geſetzſamml, für 1911 S. 1) erhält folgende Faſſung: 

An Fahrkosten für das Kilometer erhalten die im § 1 bezeichneten Kom⸗ 


miſſtons⸗ und Ausſchußmitglieder: 


I. für Wegeſtrecken, die auf Eiſenbahnen oder Schiffen zurückgelegt 
werden können, diejenigen Sätze, die nach den jeweilig geltenden Be⸗ 
ſtimmungen für Wegeſtrecken dieſer Art den Staatsbeamten zuſtehen, 

und zwar: 

a) die Mitglieder der Einkommenſteuer⸗Berufungskommiſſionen und 

b) die Mitglieder der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſionen, 

der Schätzungsausſchüſſe zur Veranlagung der Ergänzungsſteuer, 

der Kommiſſionen zur Veranlagung der Gebäudeſteuer und der 

Steuerausſchüſſe für die Gewerbeſteuerklaſſen I, II und III 

die Sätze der im § 1 des Reiſekoſtengeſetzes vom 26. Juli 1910 (Ge⸗ 
ſetzzamml. S. 150) unter I bis IV genannten Beamten, 
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e) die Mitglieder der Steuerausſchüſſe für die Gewerbeſteuerklaſſe IV 
die Sätze der im § 1 des Reiſekoſtengeſetzes unter V und VI genannten 
Beamten. 


Außerdem werden die tatſächlich aufzuwendenden Schnellzugszu⸗ 
ſchläge erſtattet. 


II. für Wegeſtrecken, die nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder Schiffen 
zurückgelegt werden können: 
1. die vorſtehend unter Ia bezeichneten Perfonen..... 60 Pfennig, 
2. die vorſtehend unter Ib und c bezeichneten Perſonen 40 ũ „ 
In den Fällen zu J erhalten für jeden Zu⸗ oder Abgang am Wohnort 
oder an einem auswärtigen Übernachtungsorte: 
die vorſtehend unter Ia und b bezeichneten Derfonen... 1,50 Mark, 
die vorſtehend unter Ic bezeichneten Perſonen 1,00 Mark. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 26. September 1918. 


Siegel. Wilhelm. 
Hergt. 


(Nr. 11693.) Verordnung über die Rechtsmittel in Reichsſtempel,, Wechſelſtempel⸗, Verkehr- 
Teuer, Erbſchaftsſteuer- und Kohlenſteuerſachen. Vom 21. Oktober 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen auf, Grund der §§ 8 und 25 des Geſetzes über die Errichtung eines 
Reichsfinanzhofs und über die Reichsaufſicht für Zölle und Steuern vom 
26. Juli 1918 Geichs⸗Geſetzbl. S. 959), was folgt: 


9 1. | 
Verfabren in Reis: Gegen die Feſtſetzung oder Nachforderung eines Reichsſtempels, eines 
Rent d . Wechſelſtempels oder einer Verkehrſteuer und gegen eine von einem Stempel⸗ 
tehrſteuerſachen. ſteueramt oder Hauptzollamt erteilte Auskunft über die Steuerpflichtigkeit einer 
; Urkunde oder eines Geſchäfts fieht dem Steuerpflichtigen der Einſpruch zu. 


a 


| 82. 

Iſt die Nachforderung in einem Stempelprüfungsverfahren bei einer 
Geſellſchaft oder einer Privatperſon erhoben, ſo iſt der Einſpruch erſt zuläſſig, 
wenn das Stempelſteueramt die Nachforderung auf die Beantwortung der 
Erinnerungen nicht aufgibt. 

Den Behörden und Beamten einſchließlich der Notare ſteht gegen die 
Erinnerungen und Auskünfte des Stempelſteueramts oder Hauptzollamts nur die 


Beſchwerde im Aufſichtswege zu, ſofern ſie nicht ſelbſt die Steuerpflichtigen ſind. 


In letzterem Falle gilt bf. 1. 


f § 3. 

Der Einſpruch iff binnen eines Monats ſeit Beitreibung oder Entrichtung 
der Steuer bei der Behörde oder dem Beamten einſchließlich der Notare, die die 
Steuer gefordert haben, ſchriftlich oder zu Protokoll einzulegen. Zur Wahrung 
der Friſt genügt die Einlegung bei einer Zollbehörde, die den Einſpruch an die 
zuſtändige Stelle weiterzugeben hat. 

Das Recht der Zollbehörden und Gerichtsbehörden, die Steuer auch nach 
Ablauf der im Abſ. 1 genannten Friſt im Verwaltungswege zu erſtatten, bleibt 
unberührt. ; 

Bei Arbitragegeſchäften ift der Einſpruch zuläſſig, wenn der Antrag auf 
Erſtattung des zuviel verwendeten Stempels rechtzeitig geſtellt iſt und der Ein⸗ 
ſpruch binnen eines Monats nach Zuſtellung des ablehnenden Beſcheides ein⸗ 
gelegt wird. 


§ 4. 

Sur Entſcheidung über den Einſpruch iſt, wenn die Steuer von einem 
Gerichtsſchreiber aͤngeſetzt iſt, das Amtsgericht, wenn die Verfügung von einem 
Hauptzollamt erlaſſen, dieſes, wenn die Forderung eines Zollamts oder einer 
Nebenſteuerſtelle für Verkehrſteuer vorliegt, das übergeordnete Hauptzollamt, bei 
Forderungen einer Warenumſatzſteuerſtelle dieſe, in allen anderen Fällen das 
Stempelſteueramt zuſtändig, das die Verfügung erlaſſen hat oder zu den Stempel 
prüfungen bei den Behörden oder Beamten einſchließlich der Notare zuſtändig iſt. 


Cb: 

Behörden oder Beamte einſchließlich der Notare, die nicht zur Entſcheidung 
zuſtändig find, überſenden den Einſpruch nebſt Anlagen unter Beifügung ihrer 
Vorgänge der Einſpruchsbehörde. An Stelle der Urſchriften von Urkunden können 
von den Behörden oder Beamten einſchließlich der Notare ſtempelfrei beglaubigte 
Abſchriften überſandt werden. Den Notaren find die Schreibgebühren und Porto⸗ 
koſten zu erſetzen. ER a | 
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§ 6. 
Die Einſpruchsbehörde prüft von Amts wegen, ob der Einſpruch rechtzeitig 
eingelegt iſt. 
Iſt der Einſpruch verſpätet eingelegt, ſo iſt er als unzuläſſig zu verwerfen. 
Die Einſpruchsbehörde hat jedoch gleichzeitig, wenn ſie die angegriffene Ver⸗ 
fügung für unrichtig hält, das Geeignete im Verwaltungswege zu verankaffen. 


§ 7. 
Die Einſpruchsbehörde ordnet von Amts wegen die etwa erforderlichen 
Ermittlungen an. Das Amtsgericht kann Zeugen und Sachverſtändige ſelbſt ver⸗ 
nehmen oder ein anderes Amtsgericht darum erſuchen. 
Die Stempelſteuerämter und Hauptzollämter können Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige durch Zollbeamte vernehmen laſſen. Iſt eine Vernehmung auf dieſe 
Weiſe nicht tunlich, fo iſt das zuſtändige Amtsgericht zu erſuchen. . 
Der Steuerpflichtige kann zur Vernehmung mit dem Bemerken vorgeladen 
werden, daß im Falle ſeines Ausbleibens nach Lage der Verhandlungen entſchieden 
werde. Auch kann er zur Verſicherung einer Tatſache an Eides Statt zugelaffen werden. 


| § 8. 

Die Einſpruchsbehörde fest in dem Einſpruchsbeſcheide die Steuer feft, ohne 
an die frühere Feſtſetzung oder die Anträge des Steuerpflichtigen gebunden zu ſein. 

Die Entſcheidung iſt zu begründen. Die Gründe ſollen die Bezeichnung 
der ſteuerpflichtigen Urkunde oder die Darſtellung der ſteuerpflichtigen Tatſachen 
enthalten. 

Der Einſpruchsbeſcheid ſoll eine Belehrung über das Rechtsmittel der 
Beſchwerde enthalten. f 5 

§ 9. i 
Der Einſpruchsbeſcheid iſt dem Steuerpflichtigen zuzuſtellen. 


§ 10. 

Der Einſpruchsbeſcheid tft gebührenfrei. Die baren Auslagen find dem 
Steuerpflichtigen aufzuerlegen, ſofern die Steuer nicht herabgeſetzt wird. Die 
Auslagen ſollen in dem Beſcheide feſtgeſtellt und die Zahlſtelle angegeben werden. 


811. 

Iſt ein Einſpruch von der Reichsaufſichtsbehörde (§ 23 des Geſetzes über 
die Errichtung eines Reichsfinanzhofs und über die Reichsaufſicht für Zölle und 
Steuern) eingelegt, ſo iſt dem Steuerpflichtigen die Einſpruchsſchrift unter Stellung 
einer Friſt von einem Monate zur Gegenerklärung zuzuſtellen. Er kann während 
dieſer Friſt Abſchrift der Vorgänge verlangen. a ; 

Auslagen können in dieſem Falle dem Steuerpflichtigen nicht auferlegt werden. 
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§ 12. 


Gegen den Einſpruchsbeſcheid iſt die Beſchwerde binnen eines Monats nach 
Zuſtellung an den Steuerpflichtigen gegeben. 


SB, 
Die Beſehwerde ift bei der Einſpruchsbehörde ſchriftlich oder zu Protokoll 
einzulegen. i 
Die Einlegung bei der Beſchwerdebehörde genügt zur Wahrung der Friſt. 
Beſchwerdebehörde iſt bei einer Entſcheidung des Amtsgerichts Berlin⸗Mitte 
der Amtsgerichtspräſident, bei einer Entſcheidung eines anderen Amtsgerichts der 
Landgerichtspräſident, ſonſt die Oberzolldirektion. . 


§ 14, 
Sofern die Einſpruchsbehörde der Beſchwerde nicht abhilft, überſendet ſie 
die Vorgänge der Beſchwerdebehörde. 
Dieſe beſtimmt nach freiem Ermeſſen, ob und inwieweit und mit welcher 
Friſt die Beſchwerde oder etwaige Gegenerklärungen den andern Beteiligten zur 
weiteren Erklärung zuzuſtellen ſind. Sie kann der Neichsaufſichtsbehörde, der 
Landgerichtspräſident (Amtsgerichtspräſident) auch der zuſtändigen Oberzolldirektion 
Gelegenheit zur Außerung geben. 


9.15. 


Die Beſchwerdebehörde prüft von Amts wegen, ob die Beſchwerde recht⸗ 
zeitig eingelegt iſt. Iſt ſie verſpätet eingelegt, ſo iſt ſie als unzuläſſig zu 
verwerfen. 

Hält die Beſchwerdebehörde die Verwerfung eines Einſpruchs für un⸗ 
hegründet, ſo hat ſie die Sache unter Aufhebung der Entſcheidung an die 
Einſpruchsbehörde zurückzuverweiſen. 


9 16. 5 

Die Beſchwerdebehörde entſcheidet nach freiem Ermeſſen, welche Beweiſe 
zu erheben ſind. Sie kann das zuſtändige Amtsgericht um eidliche Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen erſuchen. Die eidliche Vernehmung eines 
Zeugen iſt anzuordnen, wenn die in ſein Wiſſen geſtellte Tatſache von Erheblich⸗ 
keit und die eidliche Vernehmung von einem Beteiligten beantragt iſt. 

Soweit die Vernehmung von Sachverſtändigen erforderlich iſt, kann jeder 
Beteiligte verlangen, daß die Sachverſtändigen eidlich vernommen werden. In 
dieſem Falle darf von der Beeidigung eines einzelnen Sachverſtändigen nur ab⸗ 
geſehen werden, wenn alle Beteiligten einverſtanden ſind. Die Auswahl der 
Sachverſtändigen ſteht der Beſchwerdebehörde zu. : 


Le 
sae * 
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§ 17. 

Von den Terminen zur Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
ſind die Beteiligten und die Beſchwerdebehörde zu benachrichtigen. 

Die Beteiligten können der Beweisaufnahme beiwohnen oder ſich durch mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehene Bevollmächtigte vertreten laſſen. 

Der Beſchwerdebehörde ſteht das Recht zu, zur Beweisaufnahme 5 
Vertreter zu entſenden. Die Präſidenten und die Beamten der Landgerichte, d 
Amtsgerichts Berlin-Mitte und der Oberzolldirektionen bedürfen keiner ee 

Den Beteiligten ift auf Antrag Abſchrift der Beweisprotokolle zu erteilen. 


§ 18. 
Hat eine Beweisaufnahme ſtattgefunden, fo darf die Entſcheidung nicht 
vor Ablauf einer Woche ſeit der letzten Vernehmung erfolgen. 


9 19. 
Die Beſchwerdebehörde ſetzt die Steuer feſt, ohne an die Vorentſcheidung 
oder die Anträge der Beteiligten gebunden zu ſein. 


Die Formel des . iſt von den Gründen äußerlich 


zu trennen. 

Die Gründe ſollen eine vollſtändige Sachdarſtellung enthalten. Dabei 
kann auf die Gründe des Einſpruchbeſcheides Bezug genommen werden. 

Am Schluſſe der Gründe ſoll eine Belehrung über das Rechtsmittel der 
Rechtsbeſchwerde aufgenommen werden. 

In dem Beſcheide ſoll über die K Koſten des Verfahrens befunden werden. 


§ 20. 

Der Beſchwerdebeſcheid iſt dem 5 und der Reichsaufſichts⸗ 
behörde zuzuſtellen. 

Gegen den Beſchwerdebeſcheid findet die Rechtsbeſchwerde an den Reichs⸗ 
finanzhof ſtatt. 

Sie ſteht gegen Entſcheidungen der Landgerichtspräſidenten (Amtsgerichts⸗ 
präſidenten) auch dem Juſtizminiſter, gegen die der Oberzolldirektionen auch dem 
Finanzminiſter zu. 

Die Beſchwerdebehörde iſt nicht befugt, der Rechtsbeſchwerde abzuhelfen. 


§ 21. 

Falls die Koſten einem Steuerpflichtigen auferlegt ſind, iſt dieſem nach 
Rechtskraft des Beſchwerdebeſcheides die Koſtenrechnung, in der die Zahlungsfriſt 
und die Zahlkaſſe anzugeben ſind, zuzuſtellen. 

Über Erinnerungen gegen die Koſtenrechnung entſcheidet die alee 
behörde endgültig. 


x 


CFT ͤ LR en RR AAA 22 ²— 


W 


— 167 — 


§ 22. 


Gebühren werden nur erhoben, wenn einem Steuerpflichtigen die sun 
auferlegt find. 


Für die Höhe bes Streitgegenſtandes iſt lediglich der Antrag des Steuer⸗ 


pflichtigen maßgebend. Wird der Antrag rechtzeitig ermäßigt, fo tft der ermäßigte 
Antrag maßgebend. Wird die Beſchwerde rechtzeitig zurückgenommen, ſo iſt nur 


die Mindeſtgebühr zu erheben. Die Ermäßigung des Antrags und die Zurück⸗ 


nahme der Beſchwerde ſind bis zum Ablauf der Beſchwerdefriſt als rechtzeitig 
erfolgt anzuſehen. 

Hat eine Beweisaufnahme ſtattgefunden, ſo kann die Ermäßigung des 
Antrages und die Zurücknahme der Beſchwerde bis zum Ablauf einer Woche ſeit 
der letzten Vernehmung mit der Wirkung erfolgen, daß Abſ. 2 bezüglich der Be 
weisgebühr anzuwenden iſt. 

Sind dem Steuerpflichtigen die Koſten auferlegt, ſo fallen ihm auch die 
baren Auslagen zur Laſt. 

Iſt dem Antrage des Steuerpflichtigen nur zum Teil entſprochen, ſo iſt 
ihm nur ein entſprechender Teil der Koſten aufzuerlegen. 

Hat der Steuerpflichtige nicht Beſchwerde erhoben, ſo können ihm nur die 
Koſten einer von ihm beantragten erfolgloſen Beweisaufnahme auferlegt werden. 


9. 23 
Für das Verfahren und für die Beweisaufnahme wird je eine Gebühr 
erhoben. Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 5 Mark, der Höchſtbetrag 500 Mark. 
Im übrigen richtet ſich die Gebühr nach dem Werte des Streitgegenſtandes gemäß 
den Vorſchriften des $ 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes. 


§ 24. 


Iſt in einem Beſchwerdebeſcheid eine Steuer rechtskräftig 1 ſo kann 
eine Nacherhebung nur N Grund neuer Tatſachen erfolgen. 


8 25 


Erbſchaftsſteuerbeſcheide ſind dem Steuerpflichtigen von Amts wegen zu⸗ 
zuſtellen. Dieſem ſteht die Beſchwerde an die Oberzolldirektion binnen zwei 
Monaten nach der Zuſtellung zu. Die Beſchwerde iſt bei dem Erbſchaftsſteuer⸗ 
amt einzulegen. Die Einlegung bei der Oberzolldirektion genügt zur Wahrung 
der Friſt. ' 

§ 26. 
Kann die gänzliche oder teilweiſe Erſtattung der gezahlten oder die gänz⸗ 


liche oder teilweiſe Niederſchlagung der geſtundeten Steuer wegen eines nach⸗ 


Verfahren in Erb⸗ 
ſchaftsſteuerſachen. 


1 = 


träglichen Ereigniſſes verlangt werden, fo iſt auf Antrag ein neuer Steuerbeſcheid 
binnen drei Monaten ſeit dem Eintritte des Ereigniſſes zu erlaſſen. 


$ 27. 
Die Oberzolldirektion kann den Steuerbeſcheid aufheben und die Vorgänge 
dem Erbſchaftsſteueramte zur Aufſtellung eines neuen Steuerbeſcheids zurückgeben. 


In dieſem Falle treffen den Beſchwerdeführer keine Koſten. Auch findet 
eine Zuſtellung dieſes Beſcheids nicht ſtatt. ; 


§ 28. 


Wenn die Oberzolldirektion über den Erbſchaftsſteueranſpruch rechtskräftig 
entſchieden hat, iſt eine Nachforderung nur zuläſſig, wenn neue Nachlaßgegenſtände 
ermittelt werden, das Nichtbeſtehen einer Schuld feſtgeſtellt oder eine im Ver⸗ 
fahren nicht nachgeprüfte Wertangabe des Steuerpflichtigen als offenbar unrichtig 
nachgewieſen wird. 

§ 29. 


Im übrigen gelten die Vorſchriften über das Verfahren in Stempel⸗ und 

Verkehrſteuerſachen ſinngemäß. 
$ 30. 
Verfahren In Kohlen. In Kohlenſteuerſachen iſt der Einſpruch gegeben 
e 1. gegen die Feſtſetzung eines Steuerbetrags, 
2. gegen die Feſtſetzung eines Steuervergütungsbetrags, 
3. gegen die Entſcheidung eines Hauptzollamts, durch die ein Antrag auf 
Steuervergütung abgelehnt wird, 

zu 1 und 2 jedoch nur inſoweit, als nicht die Vorausſetzungen des § 11 des 
Kohlenſteuergeſetzes gegeben ſind. 

Im Falle der Ziffer 1 iſt der Einſpruch ſpäteſtens binnen eines Monats 
ſeit Beitreibung oder Entrichtung der Steuer, in den Fällen der Ziffern 2 und 3 
binnen eines Monats nach Kennknis von der Feſtſetzung oder Entſcheidung ſchrift⸗ 
lich oder zu Protokoll bei der Behörde einzulegen, die die anzufechtende Feſtſetzung 
oder Entſcheidung getroffen hat. : 

Der § 3 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 und die §§ 4 bis 24 finden ſinngemäße 
Auwendung mit der Maßgabe, daß die Einſpruchsbehörde zu einer eine Erſtattung 
bedingenden Herabſetzung der Steuer oder Erhöhung der Vergütung (§ 8 Abf. 1 
und § 14 Abf. 1) entſprechend den geltenden Vorſchriften der Genehmigung der 
Oberzolldirektion bedarf. 


§ 31. 


Allgemeine Vor: Die Einlegung eines Einſpruchs oder einer Beſchwerde hat keine auf- 
ſchriſten. ſchiebende Wirkung. 
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5 YOUR are ee 
Zuſtellungen erfolgen durch die Poſt nach den Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung. Zuſtellungen an Behörden können durch Vorlegung der Urſchrift des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks erfolgen. 


GB: 

Auf die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen durch das Amts⸗ 
gericht finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Beweisaufnahme 
entſprechende Anwendung. Aber die Rechtmäßigkeit der Verweigerung des Qeug- 
niſſes oder Gutachtens oder der Eidesleiſtung entſcheidet ſtets das Amtsgericht, 
vor dem die Vernehmung erfolgt. 


§ 34. 
Zeugen und Sachverſtändige haben Anſpruch auf Gebühren gemäß der 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 


i § 35; z 

Stirbt ein Steuerpflichtiger während des Laufes einer Beſchwerdefriſt, 
bevor er ein Rechtsmittel eingelegt hatte, ſo iſt der betreffende Beſcheid den 
Erben von neuem zuzuſtellen. Die Rechtsmittelfriſt läuft von der neuen Zu⸗ 
ſtellung. Jeder Erbe kann das Rechtsmittel einlegen. Die Entſcheidung wirkt 
abgeſehen von der Koſtenpflicht für und gegen alle. 

Im übrigen befindet die mit der Sache befaßte Behörde, in welcher Weiſe 
auf den Tod des Steuerpflichtigen Rückſicht zu nehmen iſt. 

Iſt der Beſchwerdebeſcheid ohne Kenntnis des Todes des Steuerpflichtigen 
ergangen, ſo ſind die Gebühren ſo zu berechnen, als wenn der Steuerpflichtige 
am Todestage ſeinen Antrag dem Beſchwerdebeſcheid entſprechend ermäßigt oder 
die Beſchwerde zurückgenommen hätte. : 


§ 36. 


Die Vorſchriften des § 35 finden entſprechende Anwendung, wenn der 
Steuerpflichtige geſchäftsunfähig oder das Konkursverfahren über ſein Vermögen 


eröffnet wird. 


§ 37. 


Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Wiedereinſetzung in den 
unse Stand und die Wiederaufnahme des Verfahrens finden entſprechende 
Anwendung. 
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§ 38. 


Gegen Entſcheidungen in Kohlenſteuerſachen, die vor dem 1. Oktober 191 8 
ergangen ſind und gegen andere Steuerentſcheidungen, wenn nach den bisherigen 
Vorſchriften am 1. Oktober 1918 der Rechtsweg nicht oder nicht mehr gegeben 
war, findet Verwaltungsbeſchwerde nach den bisherigen Vorſchriften ſtatt. 


§ 39. 


Stand dem Steuerpflichtigen nach den bisherigen Vorſchriften am 1. Oktober 
1918 der Rechtsweg zu, ſo endigt die Einſpruchsfriſt, in Erbſchaftsſteuerſachen 
die Friſt des § 26 und die Beſchwerdefriſt nicht vor dem 15. November 1918. 
Der Einſpruch iſt zuläſſig, ſofern der Steuerpflichtige vor dem 1. Oktober 1918 
nicht Beſchwerde beim Landgerichtspräſidenten, Amtsgerichtspräſidenten oder der 
Oberzolldirektion eingelegt hatte. i 


§ 40, 


War in den im § 39 bezeichneten Fällen vor dem 1. Oktober 1918 eine 
Beſchwerde eingelegt, zu deren Entſcheidung der Landgerichtspräſident, der Amts⸗ 
gerichtspräſident oder die Oberzolldirektion zuſtändig war, ſo haben dieſe ſo zu 
verfahren, als ob der angefochtene Beſcheid ein Einſpruchsbeſcheid oder der Erb⸗ 
ſchaftsſteuerbeſcheid nach dem 1. Oktober 1918 ergangen wäre. Die Beſchwerde 
iſt als rechtzeitig anzuſehen, auch wenn die Beſchwerdefriſt nicht gewahrt iſt. 

Hält die Beſchwerdebehörde eine Beweisaufnahme für erforderlich, ſo hat 
ſie den Steuerpflichtigen zur Erklärung binnen eines Monats aufzufordern, ob 
er eidliche Vernehmungen beantragt. 

Für den Beſchwerdebeſcheid werden Koſten nicht erhoben. 


§ 41. 


War in den im $ 39 bezeichneten Fällen vor dem 1. Oktober 1918 eine 
Entſcheidung des Landgerichtspräſidenten, des Amtsgerichtspräſidenten, der Ober⸗ 
zolldirektion oder einer dieſen vorgeſetzten Behörde ergangen, fo kann der Steuer⸗ 
pflichtige nochmalige Entſcheidung durch den Landgerichtspräſidenten, Amts⸗ 


gerichtspräſidenten oder die Oberzolldirektion beantragen. Der Antrag iſt bis 
zum 15. November 1918 bei dem Landgerichtspräſidenten, dem Amtsgerichts. 


präſidenten oder der Oberzolldirektion zu ſtellen. Dem Antragſteller fallen die 
vor dem 1. Oktober 1918 entſtandenen Koſten nicht zur Laſt. Die Gebühren 


find nach dem zur Seit der Antragſtellung ſtreitigen Anſpruch zu berechnen. 


Der Antragſteller iſt nötigenfalls unter Angabe der Höhe des bisher feſtgeſtellten 
Anſpruchs zur Erklärung aufzufordern, in welchem Umfang er den Anſpruch 
beſtreitet, mit der Androhung, daß beim Ausbleiben einer Erklärung binnen einer 
zu beſtimmenden Friſt angenommen würde, der ganze Anſpruch würde beſtritten. 
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Iſt am 1. Oktober 1918 eine dem Landgerichtspräſidenten, dem Amts⸗ 
gerichtspräſidenten oder der Oberzolldirektion vorgeſetzte Behörde mit der Be⸗ 
ſchwerde befaßt, ſo hat ſie dem Beſchwerdeführer mitzuteilen, daß ihm der Antrag 
auf nochmalige Entſcheidung binnen eines Monats ſeit Zuſtellung dieſer Mitteilung 
zuſteht, und die Vorgänge dem Landgerichtspräſidenten, dem Amtsgerichts, 
präſidenten oder der Oberzolldirektion zurückzugeben. 


§ 42. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1918 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 21. Oktober 1918. 
Siegel. Wilhelm. 
Spahn. Hergt. 


5 Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußjſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 yu 
x 6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,86 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


